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Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
und das Verwaltungsstrafgesetz 1991 gedandert werden (AVG-Novelle
Digitale Verwaltung); Stellungnahme

Das Bundesministerium flir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen
und Wasserwirtschaft (BMLUK) nimmt zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 und das Verwaltungsstrafgesetz 1991

geandert werden, wie folgt Stellung:

Zu Artikel |
Anderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991

Das BMLUK begriiBt den U(bermittelten Entwurf, der einer technologieneutralen

Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens dient.

ZuZ1 (813 Abs.1und2AVG):

Aus Sicht des BMLUK darf darauf hingewiesen werden, dass die Formulierung des § 13
Abs. 1 AVG dahingehend verstanden wird, dass die in den Verwaltungsvorschriften [konkret
insbesondere im Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002, zuletzt
geandert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 66/2023] vorgesehene elektronische Form
eines Anbringens (insbesondere von Meldungen) auch fiir deren Ubermittlung maRgeblich

ist.
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Im Hinblick auf die in den Erlauterungen formulierte Klarstellung, wonach die
Ubermittlungsformen gemiR § 13 Abs. 2 AVG grundsitzlich nicht subsididr sind, ist darauf
hinzuweisen, dass im Umweltbereich zahlreiche Meldungen von Unternehmen elektronisch
—entweder durch direkte Erfassung der Daten im elektronischen Register gemaR § 22 AWG
2002 durch Meldepflichtige selbst oder durch Ubermittlung elektronischer Meldungen (z.B.
Hochladen von XML-Dateien) — abgewickelt werden. So missen beispielsweise jahrlich
mehr als 500.000 Begleitscheinmeldungen sowie rund 3.000 Abfallbilanzmeldungen
verarbeitet werden und bestimmte Dateneingaben (z.B. Stammdatenpflege) von
Unternehmen direkt im System erfolgen. Dadurch ist sichergestellt, dass eine effiziente,
automatisierte und rechtskonforme Verarbeitung erfolgt. Vor diesem Hintergrund ist die
Beschrankung auf bestimmte elektronische Ubermittlungsformen (insbesondere
verpflichtende Einbringung lber ein vorgesehenes System) im Umweltbereich (insb. im
Abfallrecht) nicht bloR zweckmaRig, sondern zur sachgerechten Vollziehung im Sinne des
Art. 11 Abs. 2 B-VG erforderlich.

Um diesbezliglich etwaigen Rechtsunsicherheiten zuvorzukommen, wird angeregt,
zumindest in den Erlduterungen der Novelle klarzustellen, dass materienrechtliche
Regelungen, die aus Griinden der Verwaltungsokonomie, der technischen Notwendigkeit
oder unionsrechtlicher Verpflichtungen (z.B. EU-Abfallverbringungsverordnung) bestimmte
elektronische Ubermittlungsformen zwingend vorsehen und andere ausschlieRen,

weiterhin zuldssig sind.

Zum letzten Satz in Abs. 2 (neu) ist anzumerken, dass es fir Behérden schwierig sein kann,
alle technischen Beschrankungen vorab abschatzen zu kénnen. Praktikabler wiirde es
erscheinen, wenn die Behorde stattdessen bekanntmachen kénnte, in welchen konkreten

technischen Formen Anbringen (ibermittelt werden dirfen.

ZuZ 4 (§ 16 Abs. 3 AVG):

Diese Bestimmung erscheint hinsichtlich der Formulierung ,elektronisch in einem
Verfahren zur Authentizitdt (§ 2 Z 5 E-GovG)“ unklar, zumal hier lediglich auf die
Begriffsbestimmung des E-GovG verwiesen wird. Vor dem Hintergrund, dass keine weiteren
Kriterien genannt werden, erscheint der Begriff ,Verfahren zur Authentizitdt” daher zu
abstrakt. Es wird ersucht zu erldutern, worin ein , Verfahren zur Authentizitdt” konkret
besteht.
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Zu Z6 (§ 18a AVG, Variante A):

Die vollstandig automatisierte schriftliche Erledigung (Verordnungsermachtigung) gilt in der
Variante A subsididar. Das bedeutet, dass Bestimmungen in Verwaltungsvorschriften
Vorrang haben. Die Prifung der Erforderlichkeit von abweichenden Regelungen in den
Materiengesetzen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 B-VG kann aufgrund des vorangestellten
Satzteils ,Soweit in den Verwaltungsvorschiften nicht anderes bestimmt ist“ entfallen.
Damit verbleibt fiir den Materiengesetzgeber ein groRerer Gestaltungsspielraum. Seitens
des BMLUK wird diese Variante daher praferiert.

Bei Verfahren, welche (fast) vollstandig durch ,generative kiinstliche Intelligenz”
durchgefiihrt und mit Bescheid abgeschlossen werden diirfen, erscheint es auch wesentlich,
dass zusatzlich immer eine natlrliche Person weiterhin bestimmenden ,Einfluss” in Form

einer Steuerung auf das jeweilige Verwaltungsverfahren nehmen kann/muss.

Zu Z 12 (§ 68 Abs. 2a AVG):

Nach § 68 Abs. 2 AVG kénnen von Amts wegen Bescheide, aus denen niemandem ein Recht
erwachsen ist, sowohl von der Behorde [...] aufgehoben oder abgeandert werden. Vor
diesem Hintergrund erscheint es aus systematischer Sicht unklar, wenn der unmittelbar
daran ankniipfende Abs. 2a (neu) in der Variante B vorsieht, dass dabei ,,die Behérde mit
moglichster Schonung erworbener Rechte vorzugehen” hat. (Dieser Aspekt findet erst in

Abs. 3 der geltenden Fassung eine Erwahnung.)
15. April 2026

Fir den Bundesminister:

Dr. Franz Jager

Elektronisch gefertigt

3von3

www.parlament.gv.at

3von4



4 von

"= Bundesministerium
Land- und Forstwirtschaft,
Klima- und Umweltschutz,
Regionen und Wasserwirtschaft

Unterzeichner

Bundesministerium fir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz,
Regionen und Wasserwirtschaft

Datum/Zeit

2026-04-21T09:50:57+02:00

Aussteller-Zertifikat

CN=a-sign-corporate-07,0U=a-sign-corporate-07,0=A-Trust Ges. f.
Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr. 1197990292
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Priifinformation Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur und des Ausdrucks

finden Sie unter: https://www.bmluk.gv.at/amtssignatur

www.parlament.gv.at




	Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 und das Verwaltungsstrafgesetz 1991 geändert werden (AVG-Novelle Digitale Verwaltung); Stellungnahme

		2026-04-21T09:50:57+0200
	Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




